Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/932 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Mertes 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Umstellung der Abgaben auf 

Mineralöl 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Artikel 8 des Gesetzes über Umstellung der Ab- 
gaben auf Mineralöl vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 995), zuletzt geändert durch das 
Dritte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Um- 
stellung der Abgaben auf Mineralöl vom 3. Septem- 
ber 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1042), wird wie folgt 
geändert: 

1. In Absatz 2 werden nach der Wertangabe 
„22,90 DM" unter Streichung der Worte „je 
100 kg" die Worte „und in den Jahren 1967 und 
1968 19,50 DM je 100 kg" angefügt. 


2. In Absatz 3 werden die Worte „von 22,90 DM für 
100 kg" durch die Worte „der gewährten Über- 
gangshilfe" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 und § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1967 in Kraft. 


Bonn, den 22. September 1966 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Adorno 
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Memmel 
Prochazka 
Rollmann 
Ruf 

Dr. Stecker 


Bading 

Bauer (Würzburg) 
Brünen 
Frau Eilers 
Feilermaier 
Frau Herklotz 
Jacobi (Köln) 
Liehr 

Dr. Müller-Emmert 
Rehs 

Dr. Rinderspacher 


Schmitt-Vockenhausen 

Schoettle 

Schonhofen 


Mertes 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Graaff 
Mauk 

Dr. Rutschke 


Begründung umseitig 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Begründung 


Die Sammlung von Altöl und dessen wasserunschäd- 
liche Beseitigung ist eine gesundheitspolitische und 
volkswirtschaftliche Aufgabe von höchster Bedeu- 
tung. Zum Schutz der Gewässer, des Grundwassers 
und des Bodens wird die privatwirtschaftlich sinn- 
volle Altölsammlung bzw. Altölregenerierung allein 
durch Beihilfen des Bundes möglich gemacht. 

Die EWG-Kommission bemüht sich um eine Anglei- 
chung der sehr unterschiedlichen Regelungen in den 
EWG-Ländern. Hierauf hat die Bundesregierung in 
ihrem Zwischenbericht vom 30. Juni 1965 (Druck- 
sache IV/3724) hingewiesen und es als notwendig 
bezeichnet, daß das Ergebnis der EWG-Beratungen 
zu gegebener Zeit in der deutschen Regelung Be- 
rücksichtigung findet. 

Die EWG-Beratungen sind noch nicht abgeschlossen. 
Um die Arbeiten nicht zu stören, ist also eine Über- 
gangsregelung zu schaffen, die jedoch auf zwei 
Jahre beschränkt werden sollte. 

Die vorgeschlagene Kürzung der Beihilfe von 
22,90 DM auf 19,50 DM ist nach Prüfung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung vertretbar und aus haus- 
haltspolitischen Gründen wünschenswert. 

Um eine baldmögliche Anpassung der deutschen Alt- 
ölregelung an die Vorschläge der EWG-Kommission 
zu erreichen, wird die Bundesregierung durch einen 
gleichzeitig eingebrachten Antrag ersucht, die Har- 
monisierungsbestrebungen zu fördern und sogleich 
nach Abschluß der Verhandlungen den gesetzgeben- 
den Organen den Entwurf eines weiteren Ände- 
rungsgesetzes zuzuleiten, das den Ergebnissen Rech- 
nung trägt. 
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